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Reichs⸗Geſetzblatt 


WM 26. 


Inhalt: Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. S. 1027. 


(Nr. 1319.) Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. Vom 10. Juli 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
SUR 
Die Konſulargerichtsbarkeit wird in den Ländern ausgeübt, in welchen ihre 
Ausübung durch Herkommen oder durch Staatsvertrag geſtattet iſt. 


Der Konſulargerichtsbarkeit ſind die in den Konſulargerichtsbezirken wohnen⸗ 
den oder ſich aufhaltenden Reichsangehörigen und Schutzgenoſſen unterworfen. 


§. 2. 
Die Konſulargerichtsbezirke werden von dem Reichskanzler nach Vernehmung 
des Ausſchuſſes des Bundesraths für Handel und Verkehr beſtimmt. 


8. 8 
In Betreff des bürgerlichen Rechts iſt anzunehmen, daß in den Konſular⸗ 
gerichtsbezirken die Reichsgeſetze, das preußiſche Allgemeine Landrecht und die das 
bürgerliche Recht betreffenden allgemeinen Geſetze derjenigen preußiſchen Landes⸗ 
theile, in welchen das Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft hat, gelten. 
„ JIn Handelsſachen kommt zunächſt das in dem Konſulargerichtsbezirke geltende 
Handelsgewohnheitsrecht zur Anwendung. 


F. 4. 
In Betreff des Strafrechts iſt anzunehmen, daß in den Konſulargerichts⸗ 
bezirken das Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich und die ſonſtigen Straf⸗ 
beſtimmungen der Reichsgeſetze gelten. 
Reichs- Geſetzbl. 1879. 4¹ 


Ausgegeben zu Berlin den 19. Juli 1879. 
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Die in den Konſulargerichtsbezirken geltenden Strafgeſetze der Landes⸗ 
regierungen bleiben außer Anwendung, inſofern nicht durch Staatsverträge oder 
Herkommen etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Der Konſul iſt befugt, für feinen Gerichtsbezirk oder einen Theil desſelben 
polizeiliche Vorſchriften mit verbindlicher Kraft für die ſeiner Gerichtsbarkeit 
unterworfenen Perſonen zu erlaſſen und die Nichtbefolgung derſelben mit Geld⸗ 
ſtrafen bis zum Betrage von einhundertfünfzig Mark zu bedrohen. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften ſind ſofort in Abſchrift dem Reichskanzler mitzutheilen. 

Der Reichskanzler iſt befugt, die von dem Konſul erlaſſenen polizeilichen 
Vorſchriften aufzuheben. 

Die Verkündung der polizeilichen Vorſchriften ſowie die Verkündung der 
Aufhebung derſelben erfolgt in der für konſulariſche Bekanntmachungen orts⸗ 
üblichen Weiſe, jedenfalls durch Anheftung an die Gerichtstafel. 


$. 5. 

Die Konſulargerichtsbarkeit wird durch den Konſul ($. 2 des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Organiſakion der Bundeskonſulate, vom 8. November 1867 — Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 137 —) und durch das Konſulargericht ausgeübt. 

Der Konſul iſt zur Ausübung der Gerichtsbarkeit befugt, wenn er dazu 
von dem Reichskanzler ermächtigt iſt. 

Der Reichskanzler kann neben dem Konſul, ſowie an Stelle desſelben einem 
Abe Beamten die Befugniſſe des Konſuls bei Ausübung der Gerichtsbarkeit 
übertragen. 


$. 6. 


Das Konſulargericht beſteht aus dem Konſul als Vorſitzenden und zwei 
Beiſitzern, inſoweit dieſes Geſetz nicht die Zuziehung von vier Beiſitzern vorſchreibt. 
Den Beiſitzern ſteht ein unbeſchränktes Stimmrecht zu. 


F. 7. 


Der Konſul ernennt für die Dauer eines jeden Jahres aus den achtbaren 
Gerichtseingeſeſſenen oder in Ermangelung ſolcher aus ſonſtigen achtbaren Ein⸗ 
wohnern ſeines Bezirks vier Beiſitzer und mindeſtens zwei Stellvertreter. 


$. 8. 

Die Beeidigung der Beiſitzer erfolgt bei ihrer erſten Dienſtleiſtung in öffent⸗ 
licher Sitzung. Sie gilt für die Dauer des Geſchäftsjahres. Der Vorſitzende 
richtet an die zu Beeidigenden die Worte: „Sie ſchwören bei Gott dem All⸗ 
mächtigen und Allwiſſenden, die Pflichten eines Beiſitzers des deutſchen Konſular⸗ 
gerichts getreulich zu erfüllen und Ihre Stimme nach beſtem Wiſſen und Ge⸗ 
wiſſen abzugeben.“ 

Die Beiſitzer leiſten den Eid, indem Jeder einzeln, unter Erhebung der 
rechten Hand, die Worte ſpricht: „Ich ſchwöre es, jo wahr mir Gott helfe.“ 
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Iſt ein Beiſitzer Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, welcher das Geſetz den 
Gebrauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, ſo wird 
die Abgabe einer Erklärung unter der Betheuerungsformel dieſer Religions⸗ 
Pro aft der Eidesleiſtung gleich geachtet. Ueber die Beeidigung wird ein 
rotokoll aufgenommen. 
9. 9 


„ Iſt die Zuziehung von vier Beiſitzern in den Fällen, in welchen fie durch 
dieſes Geſetz vorgeſchrieben iſt, nicht ausführbar, ſo genügt die Zuziehung von 
zwei Beiſitzern. 

I ſt in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten die Zuziehung von zwei Beiſitzern 
nicht ausführbar, ſo tritt an die Stelle des Konſulargerichts der Konſul. 

Die Gründe, aus welchen die Zuziehung von Beiſitzern nicht ausführbar 
war, müſſen in dem Sitzungsprotokoll bemerkt werden. 


F. 10. 


Der Konſul hat die Perſonen zu beſtimmen, welche die Verrichtungen der 
Gerichtsſchreiber und der Gerichtsvollzieher (Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungs⸗ 
beamten) auszuüben haben. Sofern dieſe Perſonen nicht bereits den Dienſteid 
als Konſulatsbeamte abgelegt haben, ſind ſie vor ihrem Amtsantritte auf die 
Erfüllung der Obliegenheiten des ihnen übertragenen Amtes eidlich zu verpflichten. 

Das Verzeichniß der Gerichtsvollzieher iſt in der für konſulariſche Bekannt⸗ 
machungen ortsüblichen Weiſe, jedenfalls durch Anheftung an die Gerichtstafel 
bekannt zu machen. 


. 11. 


Der Konſul hat die Perſonen, welche zur Ausübung der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft zuzulaſſen find, zu beſtimmen. Die Seallung iſt widerruflich. 

Gegen die Verfügung des Konſuls, durch welche der Antrag einer Perſon 
auf Zulaſſung zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft abgelehnt oder die Zulaſſung 
zurückgenommen wird, findet Beſchwerde an den Reichskanzler ſtatt. 

Das Verzeichniß der zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft zugelaſſenen 
Perſonen iſt in der für konſulariſche Bekanntmachungen ortsüblichen Weiſe, jeden⸗ 
falls durch Anheftung an die Gerichtstafel bekannt zu machen. 


F. 12. 


Soweit dieſes Geſetz nicht abweichende Vorſchriften enthält, iſt für die durch 
das Gerichtsverfaſſungsgeſetz und die Konkursordnung den Amtsgerichten zugewie⸗ 
jenen Sachen der Konſul, für die den Schöffengerichten, ſowie für die den Land⸗ 
gerichten in erſter Inſtanz zugewieſenen Sachen das Konſulargericht zuſtändig. 

In den zu der ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehörenden een 
welche in den im F. 3 Abſatz 1 bezeichneten preußiſchen Landestheilen in erſter 
Inſtanz zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte oder der Landgerichte gehören, iſt der 
Konſul zuſtändig. 
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ve 


Die Vorſchriften der Titel 13 bis 16 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden 
auf die Ausübung der ſtreitigen Gerichtsbarkeit mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß die im F. 183 vorgeſehene Friſt zwei Wochen beträgt. 


II. Verfahren in bürgerlichen Nechtsſtreitigkeiten und 
in Konkursſachen. 


$. 14. 


Auf bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten und auf Konkursſachen finden die Civil⸗ 
prozeßordnung und die Kontursordnung nebſt ihren Einführungsgeſetzen, ſowie 
die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für die im F. 3 Abſatz 1 bezeichneten 
preußiſchen Landestheile zur Ausführung jener Reichsgeſetze erlaſſen oder neben 
denſelben in Geltung ſind, nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


F. 15. 


Das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vor dem Konſul ſowie 
vor dem Konſulargerichte regelt ſich nach den Beſtimmungen der Civilprozeß⸗ 
ordnung über das Verfahren vor den Amtsgerichten mit der Maßgabe, daß auch 
die Vorſchriften der $$. 313 bis 319 der Civilprozeßordnung Anwendung finden. 


F. 16. 


In den vor das Konſulargericht gehörenden Sachen nehmen die Beiſitzer 
nur an der mündlichen Verhandlung ſowie an den im Laufe oder auf Grund 
derſelben ergehenden Entſcheidungen Theil. 


. . 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden in Eheſachen im Falle 
des $. 585, ſowie in Entmündigungsſachen in den Fällen der SS. 607, 620 
Abſatz 4, 624 Abſatz 3, 626 Abſatz 3 der faust ee vom Konſul einer der 
zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft zugelaffenen Perſonen oder in Ermangelung 
ſolcher einem anderen achtbaren Gerichtseingeſeſſenen übertragen. N 

Im Uebrigen findet eine Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft nicht ſtatt. 


$. 18. 


In den zur Zuſtändigkeit des Konſuls gehörenden bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten (§. 12 Abſatz 1) finden, ſofern der Werth des Streitgegenſtandes die 
Summe von dreihundert Mark nicht überſteigt, Rechtsmittel nicht ſtatt. 

Im Uebrigen iſt in den vor dem Konſul oder dem Konſulargerichte ver- 
handelten bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſowie in Konkursſachen zur Verhand⸗ 
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lung und Entſcheidung über die Rechtsmittel der Beſchwerde und der Berufung 
das Reichsgericht zuſtändig. 

Gegen die Entſcheidungen des Reichsgerichts findet ein weiteres Rechts⸗ 
mittel nicht ſtatt. 


§. 19. 


Die Vorſchrift des $. 540 Abſatz 3 der Civilprozeßordnung findet keine An⸗ 
wendung, wenn die angegriffene Verfügung vom Konſul erlaſſen iſt. 


$. 20. 


Das Rechtsmittel der Berufung wird bei dem Konful eingelegt. Die 
Einlegung erfolgt durch Einreichung der Berufungsſchrift. Auf die Einlegung 
findet die Vorſchrift des $. 74 . der Civilprozeßordnung keine Anwendung. 
Der Konſul hat eine Abſchrift der Berufungsſchrift der Gegenpartei von Amts⸗ 
wegen in Gemäßheit des N 164 der Civilprozeßordnung zuſtellen zu laſſen und 
die Prozeßakten dem Berufungsgerichte zu überſenden. 

Das letztere hat den Termin zur mündlichen Verhandlung von Amtswegen 
zu beſtimmen und den Parteien bekannt zu machen. 

Die Bekanntmachung des Termins erfolgt an den für die Berufungs⸗ 
inſtanz beſtellten und dem Reichsgerichte durch Vermittelung des Konſuls oder 
durch die Partei ſelbſt rechtzeitig benannten Prozeßbevollmächtigten oder Zu⸗ 
ſtellungsbevollmächtigten, in Ermangelung eines ſolchen an die Partei ſelbſt. 

Die Friſtbeſtimmungen in den N 484 der Civilprozeßordnung 
bemeſſen ſich nach dem Zeitpunkte der Bekanntmachung des Termins an den 
Berufungsbeklagten. 


III. Verfahren in Strafſachen. 


$. 21. 

Auf Strafſachen finden die Vorſchriften der Strafprozeßordnung und des 
Einführungsgeſetzes zu derſelben nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

$. 22. 


Der Konſul übt die Verrichtungen des Amtsrichters und des Vorſitzenden 
der Strafkammer aus. 
F. 23. 
Auf die Zuziehung der Beiſttzer findet die Vorſchrift des $. 30 des Gerichts— 
verfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


$. 24. 


Eine Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft findet nicht ftatt. 
Die Zuſtellungen, die Vollſtreckung von Beſchlüſſen und Verfügungen ſowie 
die Strafvollſtreckung werden durch den Konſul veranlaßt. 
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$. 25. 


Soweit nach der Strafprozeßordnung die Staatsanwaltſchaft wegen einer 
gerichtlich ſtrafbaren und verfolgbaren Handlung einzuſchreiten hat, iſt der 
Konſul hierzu von Amtswegen verpflichtet. Er hat insbeſondere die der Staats⸗ 
anwaltſchaft im vorbereitenden Verfahren obliegenden Ermittelungen anzuftellen. 


$. 26. 


Eine Vorunterſuchung findet nicht ſtatt. f 
\ Die Beſtimmungen des F. 126 der Strafprozeßordnung bleiben außer An⸗ 
wendung. 
Die Beeidigung eines Zeugen im vorbereitenden Verfahren iſt auch aus 
den im $. 65 Abſatz 2 der Strafprozeßordnung bezeichneten Gründen zuläffig. 


9927 


An die Stelle der öffentlichen Klage tritt in den Fällen, in welchen nicht 
ſofort das Hauptverfahren eröffnet wird, die Verfügung des Konſuls über die 
Einleitung des Strafverfahrens gegen den Beſchuldigten. Dieſe Verfügung hat 
die dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegte That unter Hervorhebung ihrer geſetz⸗ 
lichen Merkmale und des anzuwendenden Strafgeſetzes zu bezeichnen. 

Der Beſchluß, durch welchen das Hauptverfahren eröffnet wird, hat auch 
die Beweismittel anzugeben. 


F. 28. 

In der Hauptverhandlung find vier Beiſitzer zuzuziehen, wenn der Beſchluß 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens ein Verbrechen oder ein Vergehen zum 
Gegenſtande hat, welches weder zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte, noch zu 
den in den $$. 74, 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Handlungen 
gehört. 

F. 29. 


Den Umfang der Beweisaufnahme beſtimmt das Gericht, ohne hierbei 
durch Anträge, Verzichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. 


F. 30. 


In das Protokoll über die Hauptverhandlung ſind die weſentlichen Ergeb⸗ 
niſſe der Vernehmungen aufzunehmen. 


$. 31. 


Iſt die ſtrafbare Handlung ein zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts oder 
der Schwurgerichte gehöriges Verbrechen, ſo hat der Konſul die zur Straf⸗ 
verfolgung erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zu treffen, ſowie die Unterſuchungs⸗ 
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handlungen, in Anſehung deren Gefahr im Verzug obwaltet oder die Voraus⸗ 
ſetzungen des $. 65 Abſatz 2 der Strafprozeßordnung vorliegen, vorzunehmen und 
demnächſt die Akten der Staatsanwaltſchaft bei dem zuſtändigen Gerichte des 
Inlands, im Falle des F. 9 Abſatz 1 Satz 2 der Strafprozeßordnung dem Ober- 
Reichsanwalt zu überſenden. 


F. 32. 


In den Fällen der $$.45, 449 der Strafprozeßordnung beträgt die Friſt 
zwei Wochen. 


$. 33. 
Gegen die in Strafſachen wegen Uebertretungen erlaſſenen Entſcheidungen 
ſind Rechtsmittel nicht zuläſſig. 
$. 34. 


In anderen Strafjachen findet gegen die Urtheile des Konſulargerichts das 
Rechtsmittel der Berufung ſtatt. 


$. 35. 


Ueber Beſchwerden gegen Entſcheidungen des Konſuls entſcheidet das Kon⸗ 
ſulargericht. Die Beſtimmung des F. 23 Abſatz 1 der Strafprozeßordnung findet 
hierbei keine Anwendung. 

In den Fällen des F. 353 der Strafprozeßordnung iſt der Konſul zur Ab⸗ 
änderung ſeiner durch Beſchwerde angefochtenen Entſcheidung befugt. 


$. 36. 


Zur Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Beſchwerde 
goen die Entſcheidungen des Konſulargerichts ſowie über das Rechtsmittel der 
erufung iſt das Reichsgericht zuſtändig. 
Gegen die Entſcheidungen des Reichsgerichts findet ein weiteres Rechtsmittel 
nicht ſtatt. 
8.737. 


In den Fällen der $$. 353, 355, 358, 360 der Strafprozeßordnung be⸗ 
trägt die Friſt zwei Wochen. 


$. 38. 


6 Die Friſt zur Anfechtung einer Entſcheidung beginnt für den Nebenkläger 
im Falle des F. 439 der Strafprozeßordnung mit der Bekanntmachung der Ent⸗ 
ſcheidung an den Beſchuldigten. 


F. 39. 


Der Konſul kann Zeugen und Sachverſtändige, welche zur Rechtfertigung 
der Berufung benannt find, vernehmen und beeidigen, wenn die Vorausetzungen 
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des F. 65 Abſatz 2 der Strafprozeßordnung vorliegen. Die Protokolle über 
dieſe Vernehmungen ſind demnächſt dem Ober⸗Reichsanwalt zu überſenden. Die 
Vorſchriften der $$. 223, 250 Abſatz 2 der Strafprozeßordnung finden entſprechende 
Anwendung. 

$. 40. 


Der Angeklagte kann in der Hauptverhandlung vor dem Berufungsgericht 
erſcheinen oder ſich durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Vertheidiger 
vertreten laſſen. 

Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat keinen Anſpruch auf 
Anweſenheit. | 

Inſoweit der Angeklagte die Berufung eingelegt hat, iſt über dieſelbe auch 
dann zu verhandeln, wenn weder der Angellagte noch ein Vertreter desſelben er⸗ 
chienen iſt. 

5 Im Uebrigen finden die im dritten Abſchnitt des dritten Buchs der Straf- 
prozeßordnung gegebenen Vorſchriften Anwendung. 


F. 41. 


Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil geſchloſſenen Ver⸗ 
fahrens kann von Amtswegen erfolgen. 


g. 42. 


In Strafſachen, in welchen der Konſul oder das Konſulargericht in erſter 
Inſtanz erkannt hat, ſteht das Begnadigungsrecht dem Kaiſer zu. 


IV. Verfahren in den Angelegenheiten, welche zu der ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit nicht gehören. 


F. 43. 
In den durch F. 12 Abſatz 2 der Zuſtändigkeit des Konſuls zugewieſenen 


Angelegenheiten beftimmt ſich das Verfahren nach den für die im F. 3 Abſatz 1 
bezeichneten preußiſchen Landestheile geltenden Vorſchriften, inſoweit dieſe Vor⸗ 
ſchriften nicht Einrichtungen und Verhältniſſe vorausſetzen, welche in den Kon⸗ 
ſulargerichtsbezirken fehlen. 

Für die Verhandlung und Entſcheidung über die nach Maßgabe der be⸗ 
zeichneten Vorſchriften gegen die Entſcheidungen des Konſuls zuläſſigen Rechts⸗ 
mittel iſt das Reichsgericht zuſtändig. 


V. Schlußbeſtimmungen. 


$. 44. 


In den Rechtsſachen, auf welche die Civilprozeßordnung, die Strafprozeß⸗ 
ordnung oder die Konkursordnung Anwendung findet, gelten das Gerichtskoſten⸗ 


— 205 — 


geſetz und die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige, ſowie für Rechtsanwälte. In den Angelegenheiten, welche zu der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, find in Betreff des Gebührenweſens, 
ſoweit reichsgeſetzliche Vorſchriften nicht beſtehen, die Beſtimmungen der in den 
5 un, 1 bezeichneten preußiſchen Landestheilen geltenden Landesgeſetze 
maßgebend. 

Soweit die Gebühren der Rechtsanwälte durch Ortsgebrauch geregelt ſind, 
kommt dieſer zunächſt zur Anwendung. 


$. 45. 


Die Einrückung einer öffentlichen Bekanntmachung in den Reichs-Anzeiger 
iſt nicht erforderlich. 


$. 46. 
Geldſtrafen fließen zur Reichskaſſe. 


$. 47. 


Neue Geſetze erlangen, ſoweit nicht reichsgeſetzlich etwas Anderes beſtimmt 
wird, in den Konſulargerichtsbezirken nach Ablauf von vier Monaten „von dem 
Tage gerechnet, an welchem das betreffende Stück des Reichs⸗Geſetzblatts oder 
& 5 Geſetzſammlung in Berlin ausgegeben worden iſt, verbindliche 

raft. 


$. 48. 


Dieſes Geſetz tritt für alle Konſulargerichtsbezirke gleichzeitig mit dem 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Kraft. Mit demſelben Zeitpunkte werden die Beſtim⸗ 
mungen der F. 22 bis 24 des Konſulargeſetzes vom 8. November 1867 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 137) und die Zuſatzbeſtimmung des $. 3 des Geſetzes vom 22. April 
1871 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 87) aufgehoben. 


$. 49. 
Die Militärgerichtsbarkeit wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


$. 50. 


Soweit die am Tage des Inkrafttretens des Geſetzes anhängigen Rechts⸗ 
ſachen nach den bisherigen Geſetzen zu erledigen ſind, tritt an die Stelle des 
Appellationsgerichts in Stettin das Reichsgericht. Die an dem bezeichneten Tage 
bei dem Appellationsgericht in Stettin anhängigen Sachen gehen in der pro⸗ 
zeſſualiſchen Lage, in welcher ſie ſich befinden, auf das Reichsgericht über. Auf 
die Entſcheidungen des Reichsgerichts findet die Beſtimmung des F. 18 Abſatz 3 
und des $. 36 Abſatz 2 Anwendung. 

Reichs⸗Geſetzbl. 1879. 42 
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$. 51. 


Der Reichskanzler hat die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen An⸗ 
ordnungen zu erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 10. Juli 1879. 


(I. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


Herausgegeben im Reichskanzler ⸗Amt. 
Berlin, gedruckt in der, Reichsdruckerei. 


